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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Organisation der Bundesrechtspflege

Das Postulat Jositsch (sp, ZH), mit dem der Bundesrat beauftragt werden soll, Struktur,
Organisation, Zuständigkeit und Überwachung der Bundesanwaltschaft zu überprüfen,
wurde auf Antrag des Büro-SR von der kleinen Kammer in der Herbstsession 2019
stillschweigend an die GPK-SR zur Vorprüfung überwiesen. Der Zürcher Sozialdemokrat
fragte sich, weshalb die Kritik an der Bundesanwaltschaft trotz personeller
Anpassungen nicht abnehme, und schlug vor, zu untersuchen, ob dies allenfalls
strukturelle Gründe habe. 
Da die GPK beider Räte eine Überprüfung des Aufsichtsverhältnisses zwischen der
Bundesanwaltschaft und deren Aufsichtsbehörde (AB-BA) beschlossen habe und die
RK-NR gesetzgeberischen Handlungsbedarf prüfe – nicht ohne die Resultate der GPK
abzuwarten –, sei es sinnvoll, das Postulat der GPK zuzuweisen, damit diese die
Forderungen des Postulats mit ihren Bemühungen koordinieren könne, so der
Ordnungsantrag des Büros. Ein Bericht der GPK sei im November 2020 zu erwarten und
mit der Überweisung könnten Mehrspurigkeiten vermieden werden, begründete Hans
Stöckli (sp, BE) als Sprecher des Büros den Antrag. 1

POSTULAT
DATUM: 16.09.2019
MARC BÜHLMANN

Die viel diskutierten informellen und nicht protokollierten Treffen zwischen
Bundesanwalt Michael Lauber und Fifa-Präsident Gianni Infantino hatten nicht nur zu
einer Disziplinaruntersuchung gegen den Bundesanwalt und letztlich zum Rücktritt
Laubers geführt, sondern auch drei Strafanzeigen ausgelöst, in denen Lauber
Amtsmissbrauch, Amtsgeheimnisverletzung und Begünstigung vorgeworfen wurden.
Infantino wurde der Anstiftung zu Begünstigung bezichtigt. Da zwei der besagten
Treffen in Bern stattgefunden hatten, wurden die Strafanzeigen Anfang Juni 2020 bei
der Staatsanwaltschaft in Bern eingereicht. Diese leitete die Anzeigen allerdings an die
Bundesbehörden weiter, da es sich bei Lauber um ein Mitglied der Bundesbehörden
handle und deshalb ein ausserordentlicher Bundesanwalt dafür zuständig sei.
Strafanzeige gegen Lauber könne zudem nur eingereicht werden, wenn seine Immunität
aufgehoben werde, die er als von der Bundesversammlung gewähltes Behördenmitglied
geniesse.

Mitte Juni forderten die Präsidentin und der Präsident der eidgenössischen Räte –
Isabelle Moret (fdp, VD) und Hans Stöckli (sp, BE) – die AB-BA entsprechend auf, eine
ausserordentliche Bundesanwältin oder einen ausserordentlichen Bundesanwalt zu
ernennen, der die drei Strafanzeigen prüfen und entscheiden solle, ob eine
Strafuntersuchung eingeleitet werden und ein Antrag auf Aufhebung der Immunität
Laubers gestellt werden soll. Für eine allfällige folgende Untersuchung müsste das
Parlament aber vorgängig eine ausserordentliche Bundesanwältin oder einen
ausserordentlichen Bundesanwalt wählen. 

Ende Juni ernannte die AB-BA Stefan Keller zum ausserordentlichen Bundesanwalt. Der
promovierte Jurist amtete teilzeitlich als Präsident des Ober- und Verwaltungsgerichts
des Kantons Obwalden sowie als Dozent an verschiedenen Hoch- und
Fachhochschulen. 2

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 29.06.2020
MARC BÜHLMANN

In der Herbstsession hiessen sowohl der Nationalrat als auch der Ständerat
gleichlautende Motionen der RK-SR (Mo. 21.3970) und der RK-NR (Mo. 21.3972) für eine
Reform der Bundesanwaltschaft und ihrer Aufsicht gut. Damit soll der Bundesrat, der
das Anliegen ebenfalls unterstützte, auf der Basis des Schlussberichts der beiden GPK
zum «Aufsichtsverhältnis zwischen der Bundesanwaltschaft und ihrer
Aufsichtsbehörde», den Erfahrungen der GK im Rahmen der Vorkommnisse in der
Bundesanwaltschaft sowie den bereits getätigten Arbeiten im Rahmen des Postulats
von Daniel Jositsch (sp, ZH) neue Rechtsgrundlagen vorlegen.
Im Ständerat legte Andrea Caroni (fdp, AR) für die Kommission dar, dass man hier
Handlungsbedarf sehe. Man sei übereingekommen, hier keine parlamentarische
Initiative, sondern eine Motion einzureichen, weil «dieses hochkomplexe Thema unsere
Kommission beim Gesetzgebungsprozess an die Grenzen bringen würde». Fast einig

MOTION
DATUM: 21.09.2021
MARC BÜHLMANN
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seien sich die Kommissionsmitglieder zudem gewesen, dass man beim bestehenden
System bleiben wolle – die GPK hatte in ihrem Bericht vom «Status Quo plus»
geschrieben. Die Bundesanwaltschaft solle also weiterhin vom Parlament und nicht
wieder von der Exekutive bestimmt werden. Auch das Bundesstrafgericht als weitere
Bundesstrafbehörde solle nicht in die Reform mit einbezogen werden. Eine von Carlo
Sommaruga (sp, GE) diesbezüglich angeregte klarere Trennung von Berufungs- und
Strafkammer werde deshalb hier nicht weiterverfolgt. Die entsprechende
parlamentarische Initiative sei zugunsten der vorliegenden Motion zurückgezogen
worden. Hans Stöckli (sp, BE) bekräftigte im Namen der GPK, dass die Stossrichtung der
Motion den Überlegungen des GPK-Berichts entspreche. Er sei froh, dass beide
Vorstösse in den Kammern behandelt würden, damit man «innerhalb eines
überschaubaren Zeitrahmens eine Verbesserung der Situation herbei[...]führen» könne.
Ohne Diskussion nahm die kleine Kammer die Motion einstimmig an.

Mehr zu reden gab es einige Tage später im Nationalrat. Dafür sorgte nicht zuletzt eine
Kommissionsminderheit aus SVP-Fraktionsangehörigen, die die Motion zur Ablehnung
empfahl. Pirmin Schwander (svp, SZ) führte deren Argumente für eine «Status Quo
ante»-Lösung aus: Die SVP wolle eine «richtige» Reform und keine «Minireform»,
welche die Probleme nicht löse, sondern nur vertusche. Der «grösste Justizskandal seit
1848» – Schwander spielte damit auf die Verjährung des Fifa-Falls an und erwähnte im
gleichen Atemzug die Absetzung des ausserordentlichen Staatsanwalts Stefan Keller
sowie die Vorkommnisse am Bundesstrafgericht – könne mit dem jetzigen System nicht
gelöst werden. Die SVP sei aber durchaus auch offen für andere Reformen als die
Rückkehr zum alten System – entsprechende Vorschläge hatte die Partei bereits in der
abgelehnten parlamentarischen Initiative 19.479 vorgebracht. Sie biete aber nicht Hand
für eine «Scheinlösung», so Schwander. Justizministerin Karin Keller-Sutter schloss die
Debatte mit dem Hinweis, dass die Kantone signalisiert hätten, dass sie zwar
Korrekturbedarf sähen, aber am bestehenden System festhalten wollten. Ausser der
geschlossen stimmenden SVP-Fraktion stimmten alle Fraktionen für die Überweisung
des Auftrags an den Bundesrat. Durch die Annahme der Motion (mit 128 zu 45 Stimmen)
galt auch die konnexe Motion der ständerätlichen Kommission als überwiesen. 3

1) AB SR, 2019, S. 702 ff.; So-Bli, 23.6.19; TG, 24.6.19; LT, 16.12.20
2) Medienmitteilung AB-BA vom 3.7.20; Medienmitteilung Ratspräsidien vom 11.6.20; NZZ, 6.6.20; AZ, 12.6.20; AZ, TA, 4.7.20
3) AB NR, 2021 S. 1738 ff.; AB SR, 2021 S. 826 f.; Medienmitteilung RK-NR vom 20.08.21; Medienmitteilung RK-SR vom 11.8.21
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